
Sehr geehrte Damen und Herren,

ob die 1 %-Regelung zu Grunde zu legen ist oder nicht, hängt von vielen 
Faktoren ab. Nicht möglich ist ein unterjähriger Wechsel von der 1 %-Regelung 
zur Fahrtenbuchmethode, wenn es sich um dasselbe Fahrzeug handelt.

Bei der Anschaffung oder Herstellung eines gemischt genutzten Gebäudes 
werden die meisten Vermieter einen möglichst hohen Vorsteuerabzug erreichen 
wollen. Die Aufteilung hat nach einem Schlüssel zu erfolgen, der die präziseste 
wirtschaftliche Zurechnung ermöglicht. Dies ist regelmäßig der sog. Flächen-
schlüssel.

Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Blitzlicht-Ausgabe oder zu anderen 
Themen? Bitte sprechen Sie uns an. Wir beraten Sie gern.

09 / 2014

Termine Steuern / Sozialversicherung September/Oktober 2014

Steuerart Fälligkeit

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.09.2014 1 10.10.2014 2

Umsatzsteuer 10.09.2014 3 10.10.2014 4 

Einkommensteuer, Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag

10.09.2014 Entfällt

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 10.09.2014 Entfällt

Ende der Schonfrist Überweisung 5 
obiger Steuerarten  
bei Zahlung durch: Scheck 6

15.09.2014 13.10.2014

05.09.2014 07.10.2014

Sozialversicherung 7 26.09.2014 29.10.2014

Kapitalertragsteuer,
Solidaritätszuschlag

Seit dem 01.01.2005 ist die Kapitalertragsteuer 
sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung 
an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 
abzuführen.

Unternehmer/Beteiligungen

Investitionsabzugsbetrag bei 
Nutzung des Wirtschaftsguts im 
eigenen landwirtschaftlichen und 
eigenen Lohnunternehmen
Ein Landwirt machte in seinem Lohnun- 
ternehmen einen Investitionsabzugsbe- 
trag für die zukünftige Anschaffung ei- 
nes Mähdreschers geltend. Dies war 
auch im folgenden Jahr der Fall. Der 
Einsatz lag im Lohnunternehmen bei 
80 % und im eigenen landwirtschaft-
lichen Betrieb bei 20 %. Das Finanzamt 
lehnte die Anerkennung des Investi- 
tionsabzugsbetrags mit der Begrün-
dung ab, dass die Nutzung des Mäh-
dreschers zu mehr als 10 % im land-
wirtschaftlichen Betrieb erfolge.

1 Für den abgelaufenen Monat.
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für 

das abgelaufene Kalendervierteljahr.
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung 

für den vorletzten Monat.
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung 

für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern (ohne 
Dauerfristverlängerung) für das vorangegangene Kalen-
dervierteljahr.

5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmel-
dungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem An-
meldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem 
Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stich-
tag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen wer-
den keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung 
muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem 
Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Ein-
zugsermächtigung erteilt werden.

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge 
sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des lau-
fenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschlä-
ge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. 
Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabe-
termin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann 
bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
24.09./27.10.2014) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt 
werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten 
sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch 
extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Ge-
haltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den 
Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, 
wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag 
nach Feiertagen fällt.



 Der Bundesfinanzhof folgte dieser 
Sichtweise nicht. Die Nutzung des 
Mähdreschers im eigenen landwirt- 
schaftlichen Betrieb und in dem per-
sonell und organisatorisch damit ver- 
bundenen Lohnunternehmen ist zu-
sammenzufassen und als einheitliche 
betriebliche Nutzung anzusehen. Da- 
durch ist eine Nutzung des dem Lohnun-
ternehmen zugeordneten Wirtschafts- 
guts im eigenen landwirtschaftlichen 
Betrieb nicht als „außerbetrieblich“ 
anzusehen. Die Mitbenutzung des 
Wirtschaftsguts in einem anderen 
Betrieb desselben Landwirts ist kei-
ne Privatnutzung. Allerdings ist zur 
Beurteilung der Frage, ob die Vo-
raussetzungen zur Inanspruchnahme 
des Investitionsabzugsbetrags vorlie-
gen, der Gewinn beider Unternehmen 
zu addieren.

Hinweis:

Der hier vorliegende Sonderfall 
entspricht der Beurteilung von 
Betriebsaufspaltungsfällen. Dabei 
wird die funktionelle Aufteilung 
eines normalerweise einheitlichen 
Betriebs auf zwei Betriebe als un- 
schädlich angesehen. In der Land- 
und Forstwirtschaft erfolgt die 
Spaltung eines einheitlichen Be- 
triebs ganz überwiegend aus dem 
Grund, ertragsteuerliche Privilegien 
nutzen zu können. Bei dem Über- 
schreiten bestimmter Umsatzgren-
zen wird eine Aufteilung in einen 
land- und forstwirtschaftlichen und 
einen gewerblichen Betrieb vor-
genommen. Dies lässt aber die 
bisherige organisatorische Einheit 
unberührt, so dass eine einkünf- 
teartübergreifende Betrachtung vor- 
zunehmen ist. Hinzu kommt, dass 
eine kurzfristige Vermietung des 
Wirtschaftsguts an einen Dritten 
zur Nutzung in seinem Betrieb 
der Begünstigung nicht entge- 
gensteht. Als kurzfristig wird ei- 
ne Vermietung von bis zu drei 
Monaten angesehen. Dies ent-
spricht dem Einsatz des Mäh- 
dreschers im eigenen landwirt-
schaftlichen Betrieb.

Kirchensteuer auf Abgeltungsteuer: 
Erleichterungen für Kapitalgesell-
schaften
Gehört ein Alleingesellschafter-Ge-
schäftsführer keiner steuererheben-
den Religionsgemeinschaft an oder ist 
er konfessionslos, sind eine Zulassung 
zum automatisierten Kirchensteuerab- 
zugsverfahren beim Bundeszentralamt 
für Steuern (BZSt) sowie die sich an-
schließenden Abfragen der Kirchen-
steuerabzugsmerkmale (KiStAM) nicht 
erforderlich. Darauf weist der Deut-
sche Steuerberaterverband e. V. hin.
 Darüber hinaus kann in Fällen, in 
denen zum Zeitpunkt der Regelabfra-
ge (September/Oktober eines jeden 
Jahres) mit Sicherheit feststeht, dass 
im Folgejahr keine Ausschüttung vor-
genommen wird, auf eine Abfrage 
der Steueridentifikationsnummer und 
des KiStAM verzichtet werden. Dies 
gilt insbesondere dann, wenn die Aus-
schüttung von Gewinnen beispielswei-
se vertraglich bzw. durch Gesellschaf-
terbeschluss ausgeschlossen ist.

Umsatzsteuer

Zeitpunkt des Abzugs  
der Einfuhrumsatzsteuer
Einfuhrumsatzsteuer kann als Vorsteu-
er vom Abzugsberechtigten nur abge-
zogen werden, wenn er gleichzeitig 
Schuldner der Mehrwertsteuer ist. Sie 
kann nur in dem Besteuerungszeit-
raum abgezogen werden, in dem sie 
entstanden ist. Dies ist der Zeitpunkt, 
in dem die Lieferung oder Leistung be-
wirkt und die Rechnung oder das ent-

sprechende Dokument vorgelegt wur-
de. Eine spätere Geltendmachung ist 
unzulässig. Es besteht kein Wahlrecht 
dahingehend, dass der Vorsteuerabzug 
alternativ auch in einem anderen Be-
steuerungszeitraum geltend gemacht 
werden könnte.

Hinweis:
Der Vorsteuerabzug kann nicht von
der Steuerzahlung des Steuer-
schuldners abhängig gemacht wer-
den, wenn dieser auch gleichzeitig 
der zum Abzug Berechtigte ist. Die 
frühere anderslautende umsatz-
steuerrechtliche Regelung, dass als 
Vorsteuer nur die „entrichtete“ 
Einfuhrumsatzsteuer in Abzug ge- 
bracht werden kann, ist mit Wir-
kung ab dem 30.06.2013 aufgeho-
ben worden.

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

Zeitliche Grenze des Verzichts oder 
der Rücknahme des Verzichts auf um-
satzsteuerliche Steuerbefreiungen
Ein Unternehmer kann bei der Vermie-
tung und Verpachtung von Grundstü-
cken auf die Steuerbefreiung verzichten, 
wenn die Vermietung an einen anderen 
Unternehmer für dessen Unternehmen 
erfolgt und dieser das Grundstück nicht 
für vorsteuerschädliche, z. B. steuerfreie 
Umsätze verwendet. Bisher war nicht 
klar geregelt, bis zu welchem Zeitpunkt 
der Verzicht oder die Rücknahme des 
Verzichts auf eine solche Steuerbefrei-
ung noch erklärt werden konnte. Die 
Finanzverwaltung stellt auf die formelle 
Unanfechtbarkeit der Umsatzsteuerfest- 
setzung ab. Diese tritt mit Ablauf der 
Einspruchsfrist, bei Einspruchsverzicht 
oder Rücknahme des Einspruchs ein.
 Der Bundesfinanzhof ist der An-
sicht, dass der Unternehmer dadurch 
unverhältnismäßig in der Ausübung 
seines Wahlrechts begrenzt werde. 
Zeitliche Grenze für den Verzicht oder 
die Rücknahme des Verzichts auf die 
Steuerbefreiung ist vielmehr, dass die 
Steuerfestsetzung für das Jahr der Leis-
tungserbringung noch anfechtbar oder 
aufgrund eines Vorbehalts der Nach-
prüfung noch änderbar ist.



Vorsteueraufteilung bei  
gemischt genutzten Gebäuden 
nach dem Umsatzschlüssel bei 
erheblichen Unterschieden in 
der Ausstattung
Verwendet der Unternehmer ein 
Gebäude sowohl zur Ausführung 
steuerpflichtiger als auch steuer-
freier Umsätze, muss er die auf 
die Herstellung des Gebäudes ent-
fallende Umsatzsteuer aufteilen. 
Nur der auf die Ausführung steuer- 
pflichtiger Ausgangsleistungen ent- 
fallende Teil ist als Vorsteuer ab-
zugsfähig. Die Aufteilung hat nach 
dem Schlüssel zu erfolgen, der die 
präziseste wirtschaftliche Zurech-
nung ermöglicht. Dies ist regel-
mäßig der sog. Flächenschlüssel 
(steuerpflichtig zu steuerfrei ge-
nutzte Fläche).
�� Ob dabei vorab eine Ausglie-

derung der Vorsteuerbeträge, die 
direkt entweder den steuerpflichtig 
oder den steuerfrei genutzten Flä-
chen zugeordnet werden können, 
vorzunehmen ist, ist derzeit unge-
klärt.
�� Weist allerdings die Ausstat-

tung der Räumlichkeiten, die ver-
schiedenen Zwecken dienen (z. B. 
wegen der Höhe der Räume, der 
Dicke der Wände oder in Bezug auf 
die Innenausstattung) erhebliche 
Unterschiede auf, ist der sog. Um-
satzschlüssel als präziserer Schlüs-
sel anzuwenden.
�� Wird das Gebäude selbst zur 

Ausführung z. B. steuerpflichtiger 
und steuerfreier Vermietungsumsät-
ze genutzt, gilt der sog. objektbezo-
gene Umsatzschlüssel (Aufteilung 
nach dem Verhältnis der mit diesem 
Gebäude erzielten Umsätze).
�� Wird das Gebäude für Umsätze 

des gesamten Unternehmens ver-
wendet (z. B. Verwaltungsgebäu-
de), gilt der sog. Gesamtumsatz-
schlüssel (Verhältnis der gesamten 
steuerpflichtigen zu den gesamten 
steuerfreien Umsätzen des Unter-
nehmens).
(Quelle: Urteil des Bundesfinanz-
hofs)

Arbeitgeber/Arbeitnehmer

Wechsel zur Fahrtenbuchmethode
Der Wert der privaten Nutzung eines 
Dienstwagens ist in der Regel mittels 
der 1%-Regelung zu ermitteln. Der 
Wert kann aber auch mit dem auf die 
private Nutzung entfallenden Teil der 
gesamten Aufwendungen für das Kfz 
angesetzt werden, wenn die durch 
das Kraftfahrzeug entstandenen Auf-
wendungen durch Belege und das Ver- 
hältnis der privaten Fahrten und der 
Fahrten zwischen Wohnung und Ar-
beitsstätte zu den übrigen Fahrten 
durch ein ordnungsgemäßes Fahrten-
buch nachgewiesen werden.
 Der Bundesfinanzhof hatte zu ent-
scheiden, ob ein Arbeitnehmer hinsicht- 
lich der Besteuerung seiner privaten 
Dienstwagennutzung von der 1%-Re-
gelung zur Fahrtenbuchmethode auch 
im laufenden Kalenderjahr wechseln 
kann. Nach diesem Urteil ist ein unter- 
jähriger Wechsel von der 1 %-Rege-
lung zur Fahrtenbuchmethode für das-
selbe Fahrzeug nicht zulässig.
 Ein ordnungsgemäßes Fahrten-
buch muss zeitnah und in geschlos-
sener Form geführt werden, um so 
nachträgliche Einfügungen oder Ände-
rungen auszuschließen oder als solche 
erkennbar zu machen. Es muss Datum, 
Fahrtziele und auch die jeweils aufge-
suchten Kunden oder Geschäftspartner 
oder jedenfalls den konkreten Gegen-
stand der dienstlichen Verrichtung auf-
führen. Voraussetzung ist auch, dass 
der Wert der Privatnutzung als Teil der 
gesamten Kraftfahrzeugaufwendun-
gen angesetzt wird und die durch Bele-
ge nachzuweisenden Kosten die durch 
das Kraftfahrzeug insgesamt entste-
henden Aufwendungen umfassen.
 Aufgrund der Berücksichtigung der 
gesamten Fahrzeugaufwendungen so- 
wie der aus der Ordnungsmäßigkeit 
des Fahrtenbuchs folgenden Berück-
sichtigung der Gesamtfahrleistung des 
Fahrzeugs kann der Steuerzahler nur 
dann statt der 1%-Regelung die Fahr-
tenbuchmethode wählen, wenn er das 
Fahrtenbuch mindestens für den ge-
samten Veranlagungszeitraum führt, in 
dem er das Fahrzeug nutzt.

Zur Abgeltungswirkung der  
Entfernungspauschale
Durch die Entfernungspauschale sind 
sämtliche Aufwendungen abgegolten,  
die durch die Wege zwischen Woh-
nung und regelmäßiger Arbeitsstätte 
(ab 2014: erster Tätigkeitsstätte) veran-
lasst sind.
 Der Bundesfinanzhof hatte sich mit 
folgendem Fall zu befassen: Ein Arbeit-
nehmer hatte im Jahr 2009 auf dem 
Weg von seinem Wohnort zur Arbeit 
Diesel anstatt Benzin getankt und dies 
erst während der anschließenden Wei-
terfahrt bemerkt. Der Arbeitgeber lehn-
te die Übernahme der Reparaturkosten 
ab. Im Rahmen der Einkommensteuer-
erklärung 2010 beantragte der Arbeit-
nehmer neben der Entfernungspau-
schale den Abzug der von ihm im Jahr 
2010 gezahlten Reparaturaufwendun- 
gen als Werbungskosten.
 Das Gericht entschied, dass Repa-
raturaufwendungen infolge der Falsch-
betankung eines PKW auf der Fahrt 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 
nicht als Werbungskosten abziehbar 
sind, weil auch außergewöhnliche 
Aufwendungen durch die Entfernungs-
pauschale abgegolten sind. Dies folgt 
aus dem Wortlaut des Gesetzes (sämt-
liche) und aus der Systematik und dem 
Sinn und Zweck der Vorschrift.
 Die Einführung der verkehrsmittel-
unabhängigen Entfernungspauschale 
zum Veranlagungszeitraum 2001 hat 
neben umwelt- und verkehrspolitischen 
 Erwägungen auch und vor allem der 
Steuervereinfachung gedient. Dieser 
Zweck wird nur erreicht, wenn durch 
die Entfernungspauschale auch tatsäch- 
lich „sämtliche“ Aufwendungen abge- 
golten werden.

Auswärtige Großbaustelle  
als regelmäßige Arbeitsstätte
Eine auswärtige Baustelle ist nach der 
bis 2013 gültigen Rechtslage keine re-
gelmäßige Arbeitsstätte, auch wenn 
sie der Arbeitnehmer fortdauernd und 
immer wieder aufsucht. Eine regel-
mäßige Arbeitsstätte kann nur eine 
ortsfeste, dauerhafte betriebliche Ein-
richtung des Arbeitgebers sein, der der 
Arbeitnehmer zugeordnet ist und die 
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zelnen Jahre bekanntgeben. Es genügt 
nicht, diese lediglich addiert gebündelt 
mitzuteilen.
(Quelle: Urteil des Arbeitsgerichts Berlin)

Sonstiges

Berücksichtigung des Investitions-
abzugsbetrags beim Unterhalt
Unterhaltsaufwendungen sind nur 
dann zwangsläufig und als außerge-
wöhnliche Belastung zu berücksichti- 
gen, wenn sie in einem angemesse-
nen Verhältnis zum Nettoeinkommen 
des Leistenden stehen und diesem 
nach Abzug der Unterhaltsleistungen 
noch angemessene Mittel zur Bestrei-
tung des Lebensbedarfs verbleiben.
 Der Bundesfinanzhof hatte zu be-
finden, ob ein Investitionsabzugsbe-
trag bei der Ermittlung der Leistungs-
fähigkeit, die für die Berechnung der 
als außergewöhnliche Belastung ab-
zugsfähigen Unterhaltsaufwendungen 
maßgeblich ist, zu berücksichtigen ist.
 Das Gericht hat klar gestellt, dass 
Unterhaltsaufwendungen nur dann als 
außergewöhnliche Belastungen be-
rücksichtigt werden können, wenn sie 
in einem angemessenen Verhältnis zum 
Nettoeinkommen des Leistenden ste-
hen. Zum Nettoeinkommen gehören 
im Wesentlichen alle steuerpflichti-
gen Einkünfte und alle steuerfreien 
Einnahmen. Das Nettoeinkommen ist 
deshalb um den Investitionsabzugsbe- 
trag zu erhöhen. Dem Abzugsbetrag 
liegen mangels Investition keine Aus-
gaben bzw. kein Wertverzehr zugrun-
de, sodass die Leistungsfähigkeit des 
Steuerzahlers effektiv nicht beeinflusst 
wird.

Online-Versicherungsvermittlung 
eines Handelsunternehmens  
erlaubnispflichtig
Ein großes, mit Kaffee und Gebrauchs-
artikeln handelndes Unternehmen bot 
auf seiner Internetseite Finanzdienst-
leistungen und Versicherungsverträge 
eines Versicherers an, die online abge-
schlossen werden konnten.
 Der Bundesgerichtshof hatte zu 
klären, ob das Handelsunternehmen 
aufgrund des Internetauftritts Vermitt- 

ler von Versicherungen und Finanz-
dienstleistungen war oder dem Versi-
cherer damit lediglich ein Werbeauftritt 
ermöglicht wurde.
 Nach der Entscheidung des Ge-
richts ist auch das Handelsunterneh-
men Versicherungsvermittler, wenn 
dem Verbraucher der Wechsel des Be-
treibers der Internetseite verborgen 
bleibt. Da das Handelsunternehmen 
nicht über die nach der Gewerbeord-
nung hierfür notwendige Erlaubnis der 
zuständigen Industrie- und Handels-
kammer verfügte, wurde es zur Unter-
lassung dieses Angebots verurteilt.

er mit einer gewissen Nachhaltigkeit 
immer wieder aufsucht. Liegen diese 
Voraussetzungen nicht vor, sind die 
Fahrtkosten nach den Grundsätzen für 
beruflich veranlasste Fahrten uneinge-
schränkt abzugsfähig.
 Nach dem neuen Reisekostenrecht 
ab 2014 ist hier u. U. eine andere Be-
urteilung möglich. Auch eine Baustelle 
als ortsfeste Einrichtung eines Dritten 
kann unter bestimmten Voraussetzun-
gen eine erste Tätigkeitsstätte darstel-
len. Bestimmt der Arbeitgeber den 
Betriebssitz als erste Tätigkeitsstätte, 
sind für den Einsatz auf einer Großbau-
stelle weiterhin Reisekosten nach den 
allgemeinen Grundsätzen abzugsfähig.
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

Anhörung zu Kündigung wegen 
häufiger Kurzerkrankungen: Der 
Arbeitgeber hat dem Betriebsrat  
die konkreten Fehlzeiten anzugeben
Eine Kündigung ohne Anhörung des 
Betriebsrats ist unwirksam. Bei der An-
hörung sind dem Betriebsrat die Grün-
de der Kündigung mitzuteilen. Der Be-
triebsrat muss anhand der mitgeteilten 
Gründe in die Lage versetzt werden, 
innerhalb der gesetzlichen Wochenfrist 
ohne eigene Nachforschungen Stel-
lung nehmen zu können.
 Stützt der Arbeitgeber eine Kündi-
gung auf häufige krankheitsbedingte 
Fehlzeiten, so muss er dem Betriebs-
rat die konkreten Ausfallzeiten der ein-


